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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Familienpolitik

In verschiedenen Urteilen in den Jahren 2020 und 2021 beschloss das Bundesgericht
eine Abkehr vom bisherigen ehelichen Unterhaltsrecht: Aufgrund des gesellschaftlichen
Wandels solle etwa nicht mehr länger ein automatischer Anspruch auf nacheheliche
Unterhaltszahlungen bestehen. Auch über 45-jährigen Frauen, die aus familiären
Gründen länger aus dem Erwerbsleben ausgeschieden seien, sei es heute zuzumuten,
nach der Scheidung wieder eine Erwerbstätigkeit aufzunehmen. Als Folge dieser
Grundsatzentscheide befürchtete Eva Herzog (sp, BS) für viele Familien eine
Verschlechterung der finanziellen Verhältnisse, etwa aufgrund «negativer Anreize im
Steuersystem» und hoher Kosten für die familienexterne Kinderbetreuung. In einer
Motion forderte sie deswegen die Schaffung einer Datengrundlage zu
Unterhaltsentscheiden im Familienrecht, um die Auswirkungen der Veränderungen im
Unterhaltsrecht besser beobachten zu können. 
Da zur Erfüllung der Forderung eine neue gesetzliche Grundlage geschaffen werden
müsste, um die Kantone zur Erhebung dieser Daten zu verpflichten, diese Erhebung
begleitet werden müsste von einem Konzept zur Schaffung einer vergleichbaren
Statistik und nicht zuletzt auch eine Anpassung der behördlichen Informations- und
Kommunikationssysteme nötig wäre, erachtete der Bundesrat die Motion zum
gegebenen Zeitpunkt als nicht umsetzbar. Er kündigte aber an, die Umwandlung der
Motion in einen Prüfauftrag zu unterstützen, sollte der Erstrat sich positiv zum Anliegen
äussern. Letzteres tat der Ständerat tatsächlich: In der Wintersession 2021 nahm er die
Motion Herzog mit 23 zu 15 Stimmen bei 2 Enthaltungen an. 1

MOTION
DATUM: 14.12.2021
MARLÈNE GERBER

Auf Anraten der RK-NR befürwortete nach dem Ständerat auch der Nationalrat eine
Motion Herzog (sp, BS) zur Schaffung einer Datengrundlage zu Unterhaltsentscheiden
im Familienrecht. Diese soll dazu dienen, die Auswirkungen der durch eine Serie von
Bundesgerichtsurteilen geänderten Rechtsprechung zum Unterhaltsrecht beobachten
zu können. Der Nationalrat fällte diesen Entscheid in der Sommersession 2022 mit 97
zu 69 Stimmen (3 Enthaltungen). Für die Motion sprachen sich die Fraktionen der SP,
der Grünen, der GLP und der Mitte aus, während die Fraktionen der FDP und der SVP
den Vorstoss ebenso geschlossen ablehnten. 2

MOTION
DATUM: 08.06.2022
MARLÈNE GERBER

Eine von Ständerätin Herzog (sp, BS) eingereichte Motion forderte eine
Vereinheitlichung der EO-Entschädigungen bei Militärdienst und Mutterschaft.
Insbesondere sah der Vorstoss identische maximale Tagessätze beim Militärdienst und
Mutterschaft vor. Heutzutage sieht die Mutterschaftsentschädigung einen Höchstsatz
von 196 Franken pro Tag vor, während der maximale EO-Tagessatz bei
Militärangehörigen 245 Franken beträgt. Da ausschliesslich Frauen
Mutterschaftsentschädigung bezögen, liege eine grundlegende Ungleichbehandlung der
Geschlechter vor. Für die Änderung der EO-Entschädigungen sah die Motionärin zwei
Varianten vor: Bei der ersten Variante sollten bei gleichem Höchsttagessatz für
Mutterschaft und Militärdienst die Gesamtkosten dem heutigen Wert entsprechen. Der
grosse Kostenanstieg bei einer allfälligen Angleichung der EO-Entschädigungen war
unter anderem ausschlaggebend beim Scheitern einer ähnlichen Vorlage im Ständerat
gewesen. Deshalb solle der Bundesrat einen zukünftigen EO-Höchsttagessatz zwischen
196 und 245 Franken ermitteln, welcher ähnliche Folgekosten wie heutzutage zur Folge
hätte. Als zweite Variante schlug die Motionärin wiederum eine Angleichung des
Höchstsatzes bei Mutterschaft an den des Militärdiensts an. Der Bundesrat beantragte
die Motion zur Ablehnung, obschon er hervorhob, dass nicht alle
Leistungsempfangenden unter der EO gleichbehandelt würden und dass die EO in
naher Zukunft geprüft werden müsse. Trotzdem empfand der Bundesrat den Vorstoss
als «zu restriktiv formuliert», da die Motion weitere Beiträge, wie etwa Kinderzulagen,
aussen vor lasse. Diesem Argument entgegnete die Motionärin in der parlamentarischen
Debatte, dass unter anderem der auszuzahlende Betrag noch relativ frei bestimmt
werden könne und der Fokus der Motion lediglich auf der Gleichstellung zwischen Mann
und Frau liege. Der Ständerat nahm in der Wintersession 2022 die Motion knapp mit 20
zu 17 Stimmen (bei 1 Enthaltung) an. 3

MOTION
DATUM: 12.12.2022
VIKTORIA KIPFER
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Frauen und  Gleichstellungspolitik

Le Conseil des États a accepté, en septembre 2020, une motion de la socialiste Eva
Herzog (ps, BS), qui demandait que toutes les statistiques et études de la
Confédération soient attentives aux différences entre les deux sexes. Elle cite par
exemple le chômage, dont les causes et conséquences varient de manière importante
entre les sexes, ce qui n'est que trop peu souvent pris en compte selon elle. L'objet a
été accepté par 27 voix contre 15, sans abstention. 4

MOTION
DATUM: 24.09.2020
SOPHIE GUIGNARD

Nachdem der Ständerat sich bereits in der Herbstsession 2020 dafür ausgesprochen
hatte, stimmte auch der Nationalrat in der Frühjahrssession 2021 einer Motion Herzog
(sp, BS) zu, die die Aufschlüsselung massgeblicher Statistiken nach Geschlecht
verlangte, um etwa die Datengrundlage zu geschlechterspezifischen
volkswirtschaftlichen Auswirkungen oder medizinischen Diagnosen zu verbessern. Die
grosse Kammer fasste ihren Beschluss mit 115 zu 69 Stimmen auf Anraten einer grossen
Kommissionsmehrheit. Auch die Kommissionsminderheit um Diana Gutjahr (svp, TG)
betrachtete die diesbezüglich geplante Verbesserung der Datengrundlage als sinnvoll,
sprach sich jedoch aus Gründen des bürokratischen Aufwands gegen eine generelle
Pflicht zur Aufschlüsselung der Daten nach Geschlecht aus, womit sie die Meinung des
Bundesrates stützte. In seinem Votum plädierte Bundesrat Berset (sp) denn auch dafür,
bei der Umsetzung der Motion seinen eigenen, im Rahmen der Begründung zur Motion
gemachten Vorschlag einer Fall-zu-Fall-Prüfung zu berücksichtigen, der eine
Aufschlüsselung nur dann vorsehen würde, wenn diese notwendig und zielführend
wäre. 5

MOTION
DATUM: 03.03.2021
MARLÈNE GERBER

In der Herbstsession stimmte der Ständerat zwei Motionen aus der Feder der
Nationalrätinnen Funiciello (sp, BE) und Vincenz-Stauffacher (fdp, SG) diskussionslos
zu, welche die Bereitstellung eines 24-stündigen Beratungsangebots für von Gewalt
betroffene Personen forderten. Die Kantonskammer stützte ihren Entscheid auf einen
Bericht ihrer Rechtskommission, die dem Ständerat einstimmig die Annahme der
Motionen beantragte. Darin bestätigte die Kommission, dass noch nicht alle Kantone ein
rund um die Uhr erreichbares, professionelles Betreuungsangebot bereitstellen würden
und der Istanbul-Konvention damit noch nicht vollumfänglich nachgekommen werde.
Ebenfalls erinnerte die Kommission ihren Rat daran, dass dieser einer fast identisch
lautenden Motion Herzog (sp, BS; Mo. 20.4463) bereits in der Frühjahrssession
zugestimmt hatte. Auch der Nationalrat sprach sich in der Herbstsession 2021 für die
Motion Herzog aus. 6

MOTION
DATUM: 27.09.2021
MARLÈNE GERBER

Die Diskussionen um das Thema «Frauen im Bundesrat» begannen bereits fünf Tage
nach dem Rücktritt von Ueli Maurer und begleiteten die ganzen Bundesratswahlen
2022. Die NZZ titelte zu Beginn, dass die SVP «auffällig viele Bundesratskandidatinnen»
habe und «plötzlich Frauenpartei» sei. Auch wenn Magdalena Martullo-Blocher (svp,
GR) und Diana Gutjahr (svp, TG) bereits abgesagt hätten, hätten die Medien mit Esther
Friedli (svp, SG), Natalie Rickli (svp, ZH), Monika Rüegger (svp, OW) und Cornelia Stamm
Hurter (SH, svp) «für eine Partei ohne Frauenförderungsprogramm [...] erstaunlich viele
valable Kandidatinnen» ausgemacht. Nachdem bis auf die Nidwalder Regierungsrätin
Michèle Blöchliger (NW, svp) alle Kandidatinnen abgesagt hatten, drehte jedoch der
Wind in der Berichterstattung: Der SVP mangle es an Frauen, titelte etwa 24Heures. Sie
bleibe «le parti des hommes», schrieb Le Temps, wofür sie die lediglich knapp 20
Prozent gewählten SVP-Frauen im nationalen Parlament, aber auch das Verhalten der
Männer in der Partei als Belege ins Feld führte. Ueli Maurer habe 2014 Frauen
beispielsweise als «Gebrauchtgegenstände im Haushalt» bezeichnet. Entsprechend
habe Michèle Blöchliger gegen die männlichen SVP-Schwergewichte auch keine
Chance. Der Tages-Anzeiger erinnerte daran, dass die SVP in Geschlechterfragen
bereits einmal weiter gewesen sei: Im Jahr 2000 habe sie Rita Fuhrer als
Bundesratskandidatin vorgeschlagen, das Parlament habe damals jedoch Samuel
Schmid gewählt. Die Sonntagszeitung sprach ob der vielen Absagen hingegen von einer
«Partei der Feiglinginnen».  
Zwar forderten nicht wenige Exponentinnen und Exponenten der SVP – etwa Toni
Brunner (svp, SG), der der Findungskommission angehörte, Nationalrätin Céline
Amaudruz (svp, GE) oder gar Christoph Blocher –, dass die Partei dem Parlament eine
Kandidatin und einen Kandidaten zur Auswahl präsentiere. Letztlich war die einzige
Frau unter den offiziell Kandidierenden allerdings chancenlos: In der Fraktion sprachen

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 07.12.2022
MARC BÜHLMANN
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sich nur 4 (von 51) Mitgliedern für die Nidwaldner Kandidatin Blöchlinger aus.

Nicht nur die Gleichstellung von Frauen und Männern, auch die Genderdebatte erhielt
im Zusammenhang mit den Wahlen einige mediale Aufmerksamkeit. So sorgte eine im
Rahmen seiner Rücktrittsankündigung gemachte Aussage von Ueli Maurer für Kritik,
wonach es keine Rolle spiele, ob eine Frau oder ein Mann seine Nachfolge übernehmen
werde – «solange es kein ‹Es› ist, geht es ja noch». Das Transgender-Netzwerk forderte
vom scheidenden Bundesrat eine Entschuldigung und Kim de l’Horizon, die
genderfluide, nichtbinäre Person, die mit ihrem Debütroman 2022 mit dem Schweizer
und dem Deutschen Buchpreis ausgezeichnet worden war, fragte in einem NZZ-
Feuilletonbeitrag, was so schlimm am Körper von Kim de l'Horizon sei, dass ihn Ueli
Maurer von politischer Führung ausschliessen wolle. Kim de l'Horizon lade den noch
amtierenden Bundesrat auf ein Bier ein, damit dieser ein «Es» kennenlernen könne. 

Diese Debatten waren jedoch in der Folge auch deshalb nur noch Randthema, weil die
Gleichstellungsdiskussion kurz nach dem Rücktritt von Simonetta Sommaruga auf die SP
übersprangen, nachdem die Parteileitung bekannt gegeben hatte, dass die SP auf ein
reines Frauenticket setzen werde. Es sei «logisch», dass die SP nur Frauen aufstelle,
weil sie mit Alain Berset bereits einen Mann in der Regierung habe, war zwar zuerst der
allgemeine mediale Tenor gewesen. Auch nachdem Daniel Jositsch (sp, ZH), der selber
Ambitionen auf den Sitz in der Bundesregierung hegte, diese Entscheidung kritisiert
und eine eigene Kandidatur in den Raum gestellt hatte, war im linken Lager
unbestritten, dass nur eine Frau als Nachfolgerin von Simonetta Sommaruga in Frage
kommen würde – auch wenn dieser Entscheid auch von einigen SP-Frauen kritisiert
wurde. Einige Kritik wurde jedoch auch aus dem bürgerlichen Lager laut.

Für mehr mediale Aufmerksamkeit sorgte hingegen die von Tamara Funiciello (sp, ZH)
lancierte Überlegung, dass es im Bundesrat mehr junge Mütter mit schulpflichtigen
Kindern brauche, damit die Gleichstellung und die Diskussion um die Vereinbarkeit von
Beruf und Familie Fortschritte machten. Im Sonntagsblick wurde vermutet, dass junge
Mütter wohl bei einer Wahl stärker in der Kritik stehen und wahlweise als schlechte
Mutter oder schlechte Bundesrätin gelten würden. Mit Elisabeth Kopp, Micheline
Calmy-Rey und Eveline Widmer-Schlumpf seien zwar bereits Mütter in der
Landesregierung gewesen, nur die Tochter von Elisabeth Kopp sei damals allerdings im
schulpflichtigen Alter gewesen, berichtete der Tages-Anzeiger. Karin Keller-Sutter habe
vor einigen Jahren gar gesagt, dass ihre politische Karriere mit Kindern nicht möglich
gewesen wäre. In anderen Ländern sei es hingegen Realität, dass junge Frauen mit
Kindern Regierungsverantwortung übernähmen. Natürlich sei es in der Schweiz
unüblich, dass jemand zwischen 30 und 40 Bundesrätin werde, dennoch sei es nie
jemandem in den Sinn gekommen, bei Alain Berset in der entsprechenden Situation
nach Vereinbarkeit von Amt und Familie zu fragen, so der Tages-Anzeiger. Freilich habe
es auch schon Männer gegeben, die aus familiären Gründen auf einen
Bundesratsposten verzichtet hätten, aktuell etwa Marcel Dettling (svp, SZ) bei der
Nachfolge von Ueli Maurer. Die NZZ meinte hingegen, dass die Frage nicht sei, ob die
Schweiz dafür bereit sei, sondern ob junge Schweizer Mütter sich überhaupt zur
Verfügung stellen würden. 
Vor allem bei der Kandidatur von Evi Allemann (BE, sp) war das Thema «junge Mütter im
Bundesrat» Gegenstand jedes Interviews mit der Bernerin. Es sei «vielleicht eine neue
Selbstverständlichkeit», dass junge Frauen, die vor 20 Jahren gewählt worden seien,
dank ihrer Erfahrung mehr Verantwortung übernehmen wollten, mutmasste Evi
Allemann in einem dieser Interviews. Ihre Arbeit im Regierungsrat des Kantons Bern
zeige, dass es sehr wohl möglich sei, Kinder zu haben und ein Regierungsamt zu
bekleiden, gab sie dabei zu Protokoll. 

Dass Politikerinnen auch medial anders beurteilt werden als Politiker, zeigte dann auch
die Kandidatur von Eva Herzog (sp, BS). Nicht ihre Mutterschaft, sondern ihr Alter war
häufig Gegenstand der Berichterstattung: «Es ist halt immer das Gleiche. Zuerst sind
die Frauen zu jung und unerfahren, dann haben sie Kinder und es geht nicht, und am
Schluss sind sie zu alt», kritisierte die Basler Ständerätin die entsprechenden
Diskussionen. Beim SVP-Kandidaten Heinz Tännler (ZG, svp), der 62 Jahre alt sei, rede
niemand über das Alter. Letztlich gehe es im Bundesrat aber weder um Geschlecht,
Familie oder Alter, sondern um Dossierkenntnisse, so Eva Herzog. 
Interessanterweise wurde das Thema Vereinbarkeit von Amt und Familie in der
Deutschschweizer Presse wesentlich virulenter diskutiert als in der Westschweizer
Presse. Als möglichen Grund erachtete Min Li Marti (sp, ZH) in einem Interview mit der
NZZ, dass die Vorstellung, dass Familie Privatsache sei und eine Frau, die sich nicht den
Kindern widme, eine Rabenmutter sei, in der Deutschschweiz viel stärker verbreitet sei
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als in der Romandie. 

Als positiv wurde es hingegen vielfach erachtet, dass die Diskussion um
Frauenvertretung im Bundesrat heute wesentlich wichtiger sei als noch vor ein paar
Jahren. Dass die Vertretung von Frauen in der Politik heute viel stärker als
Selbstverständlichkeit betrachtet werde, sei ein grosser Fortschritt, urteilte etwa der
Tages-Anzeiger. Vielleicht würden künftig andere Kriterien wichtiger. In der Tat gab es
im Vorfeld der Ersatzwahlen etwa auch Forderungen für eine bessere Repräsentation
hinsichtlich Ausbildung und von «Nicht-Studierten» im Bundesrat. Im Zusammenhang
mit möglichen Wahlkriterien wurde zudem oft darauf hingewiesen, dass die früher
bedeutende Konfessionszugehörigkeit heute überhaupt keine Rolle mehr spiele.

Mehrfach Grund für Kritik lieferte schliesslich die mediale Berichterstattung zu den
Wahlen selbst. So spielten bei der Analyse der Gründe für die Wahl Albert Röstis und
Elisabeth Baume-Schneiders in den meisten Deutschschweizer Medien
Geschlechterdiskussionen eine relevante Rolle. Hervorgehoben wurde vor allem die im
Vergleich zu Eva Herzog sympathischere Art der Jurassierin. Die NZZ beispielsweise
kritisierte, dass die «sich zugänglicher und mütterlicher» präsentierende Elisabeth
Baume-Schneider die «pragmatisch, kompetent und maximal unabhängig» und
«überdurchschnittlich starke Kandidatin» Eva Herzog habe übertrumpfen können. Dies
habe einen «schale[n] Nachgeschmack». Bei den beiden SVP-Kandidaten waren solche
Attribute kaum zu finden. Zwar wurde anders als noch bei früheren
Bundesrätinnenwahlen kaum über Frisur oder Kleidung geschrieben, trotzdem war
auffällig, dass nur bei den Frauen ein «sympathisches und mütterliches» Auftreten als
möglicher Wahlgrund aufgeführt wurde, nicht aber bei den beiden Männern. Albert
Rösti wurde weder als «väterlich» noch als «zugänglich» beschrieben. Er sei zwar «ein
fröhlicher Mensch», so die NZZ, er habe aber eine «andere Eigenschaft, die ihn für den
harten Job eines Bundesrats empfiehlt: Er ist zäh». 

Umgekehrt wurde insbesondere von verschiedenen Frauen mehrfach kritisiert, dass
einmal mehr, wie bereits bei der Wahl von Ruth Metzler 1999, nicht die kompetentere,
sondern die «Frohnatur», wie es die NZZ ausdrückte, gewonnen habe. «Starke Frauen»
hätten es demnach schwer, von den Männern gewählt zu werden, lautete die Kritik.
Hingegen verwies die NZZ darauf, dass auch bei den Männern nicht selten der
«Gmögigere» gewinne.

Am Tag des feministischen Streiks 2023 lehnten der Nationalrat eine Motion von
Laurence Fehlmann Rielle (sp, GE; Mo. 22.4208) und der Ständerat eine gleichlautende
Motion von Eva Herzog (sp, BS; Mo. 23.3213) ab, die bereits Unternehmen ab 50
Angestellten zur Durchführung von Lohnanalysen verpflichten wollten. Seit
Inkrafttreten der 2018 verabschiedeten Revision des Gleichstellungsgesetzes sind
Unternehmen ab 100 Angestellten zur Durchführung von Lohnanalysen angehalten. In
seinem Revisionsentwurf hatte der Bundesrat ursprünglich eine entsprechende
Regelung für Unternehmen ab 50 Angestellten beantragt, das Parlament hatte diese
Zahl in der Folge jedoch erhöht. Seither schien sich an den politischen Fronten wenig
geändert zu haben: Während die Fraktionen der SP, der Grünen und der GLP im
Nationalrat die Motion Fehlmann Rielle befürworteten, lehnten sie Vertreterinnen und
Vertreter von Mitte, FDP und SVP ab. Ein ähnliches Bild zeigte sich im Ständerat, wo sich
jedoch auch einzelne Vertreterinnen und Vertreter der FDP und der Mitte zu den
Unterstützenden der Motion Herzog gesellten. 7

MOTION
DATUM: 14.06.2023
MARLÈNE GERBER

1) AB SR, 2021, S. 1379 f.
2) AB NR, 2022, S. 981 f.
3) AB SR, 2022, S. 1267 f.
4) BO CN, 2020, p. 1020 s.
5) AB NR, 2021, S. 123 ff.
6) AB NR, 2021, S. 983 f.; Bericht RK-SR vom 10.8.21
7) AB NR, 2023, S. 1357 (2); AB SR, 2023, S. 626
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